AUSZÜGE AUS DEM PROTOKOLL

über die am Freitag, dem 25. April 2008, um 17:00 Uhr, im Gemeinderatsitzungssaal

des Rathauses Klosterneuburg, stattgefundene

29. GEMEINDERATSSITZUNG

Zum TOP I/55) sprachen:

GR Dr. Schweeger-Exeli bringt dem Publikum den Sachverhalt in Kürze zur Kenntnis. Es müsse über jeden Zweifel erhaben sein, dass die PUK ganz strikte gegen diesen Antrag auftrete –was kaum jemand überraschen werde. Wenn man sich anschaut, dass ein solcher Antrag zu einem Zeitpunkt gestellt werde, wo Klimaschutzdebatten in der Öffentlichkeit ganz massiv an Brisanz zugenommen haben, dann frage man sich, wieso plötzlich diese Panik - ein panikartig eingebrachter Antrag seitens der Straßenbaubefürworter -, weil zu erwarten sei, dass in der  klimaschutzpolitischen Kohärenz natürlich so etwas nichts verloren habe. Man investiere in der Größenordnung von wahrscheinlich dem gleichen Ausmaß wie für die Umfahrungsstraße ca. € 70 Mio. in ein Bauwerk, das selbstverständlich vor allem einmal für den motorisierten Individualverkehr und natürlich auch für Warenverkehr geeignet sei. Um das zu verstehen, warum man einen solchen Wahnsinnsantrag macht, den er persönlich als Selbstmord auf Raten bezeichnen würde, müsse man sich klar machen, wie das insgesamt zustande gekommen sei. Der Sachverhalt sei ziemlich klar. Die Stadtverwaltung habe vor vielen Jahren ein Gewerbegebiet gewidmet ohne eine entsprechende Zufahrt zu haben. Dann habe das Land NÖ. gesagt, diese Zufahrt zu bauen, aber die Stadt Klosterneuburg müsse „die Kröte“ schlucken und eine Durchfahrtsstraße bauen. Diese Anbindung des Gewerbegebietes fordere jetzt ihren Blutzoll. Das sei ein Tribut an das Land NÖ., damit es seine Verkehrsprobleme, die es unzureichend gelöst habe, vor allem in dem es das Entwicklungsgebiet Tullnerfeld deklariert habe ohne entsprechende verkehrspolitische Maßnahmen gesetzt zu haben, löst. In Wirklichkeit werde das den Personen- und teilweise den Warenverkehr durch Klosterneuburg bewirken. Er lasse sich absolut nicht einreden, dass der neue Zentralbahnhof im Tullnerfeld, der bei Tulln sei, eine große Menge an Verkehr, der vor allem im südöstlichen Teil dieses Gebietes generiert würde, verlagern werde, denn man fahre nicht gerne gegen die Fahrtrichtung. Fahrtrichtung sei in Richtung Wien und man fahre nicht zuerst 15 km in die andere Richtung, um dann 17 Minuten später mittels eines Zuges nach Wien-West oder Wien-Mitte zu fahren. Die PUK halte diesen Antrag im Umfeld der Klimaschutzdebatte aus mehreren Gründen für einen schweren Fehler: Dieses Geld sei selbstverständlich Steuergeld. Hier fordere man Geld seitens des Landes, das auch aus dem Steuertopf komme. Daher müsse man sich auch überregionale Gesichtspunkte ansehen – auch wenn der Gegenantrag von STR Mag. Wimmer keine Mehrheit gefunden habe und die Dringlichkeit nicht zuerkannt worden sei, ist zu sagen, was hier auf dem Rücken der Klosterneuburger Bevölkerung ausgetragen werde. Es werden keine Alternative vorgeschlagen. Das Geld - € 70 Mio. -, das gefordert werde, könnte in verschiedene Maßnahmen gesteckt werden, vor allem in den flächendeckenden Ausbau des öffentlichen Verkehrs, um vor allem alternative Mobilität in Klosterneuburg zu schaffen durch fußläufige Verbindungen, Radwege zur Erhöhung der Attraktivität von bestimmten innerstädtischen Bereichen. Das würde alles nicht getan werden. Das nö. Raumordnungskonzept verlange, dass Wege insgesamt reduziert werden. Was hier gemacht werde, ist zu ermöglichen, dass Wege noch weiter ausgedehnt werden. Bei Größenordnungen, wie hier aus Steuermitteln für eine solches Projekt investiert werde, könne er nur einen Vergleich heranziehen, was die Grüne EU-Abgeordnete verlangt hat, für Österreich € 80 Mio. € zusätzlich für den öffentlichen Verkehr auszugeben. Hier werde ein einziges Bauwerk errichtet, das diese Summe auf einmal zu verschlingen drohe. Wesentliche Punkte seien, dass ein solcher Straßenbau mit der wahrscheinlich unmittelbar danach folgenden Forderung auch eine Donaubrücke zu errichten oder die Route nach Wien über Kahlenbergerdorf auszubauen, massiv Transit aus dieser Gegend bewirke. Es komme vor allem einmal in den besonders betroffenen Gebieten Gugging, Kierling – dem gesamte Verlauf des Hagen- und Kierlingtales – zu einer massiven Zunahme von Schadstoffen. Das sei unausweichlich der Fall, weil man damit rechnen müsse, dass Tausende von Fahrzeugen mehr aus dieser Relation kommen werden. Durch die Zunahme des Verkehrs werde auch die beabsichtigte Entlastung des Stadtplatzes nicht in dem Ausmaß erfolgen können wie es von den Befürwortern dieser Straße immer wieder behauptet werde, wobei die Frage auch zentral sei, wie stark der Stadtplatz entlastet werden solle und welche Konzepte es dort gebe, um ein Überleben zu sichern für die Gewerbetreibenden und die Kaufleute am Stadtplatz, wenn dann angeblich nichts mehr los sei und man nicht dort hinfahren könne, damit das Publikum auch tatsächlich einkauft. Ein weiterer Aspekt, der sehr wesentlich sei, ist ganzheitlich betrachtet die Entwicklung der Kosten, die das Autofahren verursacht. Man werde es zu tun haben mit Verknappung und der Verteuerung von Treibstoffen. Hier werde im Wissen investiert, dass hier vor allem einmal besonders wohlbetuchte Leute mit ihren Fahrzeugen unterwegs seien, weil es sich die Anderen nicht mehr leisten können. Damit werde eine soziale Kluft ersten Ranges eröffnet. Hier sei auch eine Differenz zu sehen zwischen dem, was sozial fair und ausgewogen und dem was vernünftig sei. Der soziale Aspekt, dass jetzt aus öffentlichen Mitteln für Reiche Straßen gebaut, die dann nur von denen befahren werden, sei eine Gefahr, die aus seiner Sicht komplett auszuschließen sein müsse. Wenn man einen solchen Antrag stellt, müsse man sich auch klar machen, dass selbst das Land NÖ. ganz deutlich gesagt habe – hier könne er sich auf ein Gespräch mit Prof. Zibuschka vor einem Jahr oder etwas länger beziehen -, dass die Erweiterung oder ein solches Folgeprojekt nur dann in Frage komme, wenn vorher geprüft wurde, wie die tatsächliche Umfahrung oder das, was jetzt leider tatsächlich hergestellt werde, angenommen werde. Aber dieser Antrag beinhalte nicht diese Fragestellung. Man glaube also zu wissen, dass man die Straße brauche – das sei allseligmachend –, man brauche den Tunnel, man kümmere sich nicht drum, was am Stadtplatz passieren werde, nicht um die Nahversorgung, nicht um die Entwertung von Grundstücken, die auf dem Wege passieren, nicht um die zusätzliche Belastung der Anwohner des Kierlingtales, selbstverständlich auch der des Martinsviertels sowie des Sachsen- und Lothringerviertels. Man müsse sich klar machen, wenn man so weiter macht, dass man dann eine durchschnittliche Verkehrsbelastung von 60.000 Autos haben werde und dass durch diese die Lärm- und Schadstoffbelastung vor allem in Richtung Wien zunehme. 

Da im Saal Unruhe entsteht, ruft der Vorsitzende zur Ordnung, es möge der Vortrag nicht gestört werden – auch wenn er mit einigen Unwahrheiten behaftet sei, die er dann aber aufklären werde.

GR Dr. Schweeger-Exeli fährt mit seinen Ausführungen fort. Er sehe schon zukommen, was die österreichische Bundesregierung – die Steuerzahler – an Zahlungen für die Nichterreichung der Klimaschutzziele werden leisten müssen. Diese Klimaschutzziele seien nicht erreichbar, wenn im Bereich des Individualverkehrs nichts getan werde, um ihn drastisch zu reduzieren. Was hier getan werde, sei in der mildesten Form, dass man ihn fördere. Möglicherweise – sehr wahrscheinlich – vermehre man ihn aber. Der Spruch, dass Straßenbau Verkehr schaffe und anziehe, habe weiterhin Gültigkeit. Eine solche Lösung, eine Erweiterung des Straßenkorridors zu machen, sei in Bezug auf Klimaschutz und volkswirtschaftliche Fragestellungen kontraindiziert. Man könne aus seiner Sicht, wenn man schon glaube, auf dieses Geld zugreifen zu dürfen – Steuergelder, die landesweit zur Verfügung stehen sollen – eigentlich nur eines tun: zu fordern, dass für den öffentlichen Verkehr, z.B. die Erweiterung der Kernzone 100, Geld zur Verfügung gestellt werde, damit der öffentliche Verkehr attraktiver und flächendeckender gestaltet werde, das Synergien genützt werden, dass keine Doppelgleisigkeit stattfinde und dass die BürgerInnen, die noch dazu Schwierigkeiten haben nach Wien zu fahren, weil sie dort mit einer Citymaut konfrontiert werden, ein vernünftiges Angebot haben, auf den öffentlichen Verkehr umzusteigen. Dieses Angebot gebe es aber nicht. Das sei einer der Gründe, warum der motorisierte Individualverkehr in der letzten Zeit ununterbrochen zugenommen habe. Ihm tun die Leute Leid, die hier wohnen und keine wirkliche Chance haben an ihren Arbeitsplatz zu kommen als über genau die Nutzung des eigenen Kraftfahrzeuges. Diese Situation gelte es zu verändern und auch in Bezug auf die Lebensqualität, die für Kinder und Kindeskinder zu erhalten sei und hier etwas zu tun. Ein ziemlich wesentlicher Punkt scheine ihm, dass die Grünen nach einigen ambivalenten Äußerungen, die er im Kurier habe lesen können, sich von diesem Tunnelbau trotzdem distanzieren werden. Er denke sich aber,  besser wäre, dass diese Gruppe von Personen schärfere Maßnahmen ergreife, um sich gegen diese Vorgehensweise zu wehren. Man könne nach so einem Antrag, der sämtlichen ökologischen Überlegungen Hohn spotte, nicht einfach zur Tagesordnung übergehen. Er fordere die Grünen auf, aus dieser unseligen Koalition auszusteigen und entsprechende Maßnahmen zu setzen. Dieser Antrag werde wie üblich die Mehrheit der Straßenbefürworter finden – was die PUK nicht ändern könne, weil sie eine zu kleine Fraktion sei -, aber es wäre fairer mit einer solchen Koalition, mit der in Wirklichkeit Vorschub geleistet werde, aufzuhören und solchen Vorgehensweisen einfach Einhalt zu gebieten. 

GR Dr. Schweeger-Exeli stellt den Gegenantrag, der Gemeinderat möge beschließen:

Zur Feststellung, in welchem Ausmaß BürgerInnen, die in räumlicher Nähe zur Landesstraße B14 wohnen, den weiteren Ausbau dieser Straße durch die Errichtung eines Tunnels („Martinstunnel“) zwischen B14-Kierlingerstraße Höhe Elisabethgasse/Küffnergasse bis zur im Bau befindlichen Umfahrungsstraße Höhe St. Martin/Waisenhaus befürworten, ist eine BürgerInnenbefragung vorzunehmen. 

Konkret befragt werden sollen die Bewohner besonders betroffener Gebiete, das sind:

· Hagen- und Kierlingtal bis zum geplanten Tunnelportal zwischen Elisabethgasse und Küffnergasse

· Martinsviertel Au-seits (östlich Martinstraße) zwischen Kierlinger Bahnhof und Waisenhaus sowie 

· Lothringer- und Sachsenviertel.

Gleichzeitig ist der Resolutionsantrag bis auf weiteres zu sistieren.

Vzbgm. KommR. Kaufmann….
STR Dr. Pitschko …. Wenn GR Dr. Schweeger-Exeli gesagt habe, das Industriegebiet wurde ohne entsprechender Zufahrt gewidmet, dann sei das natürlich ein Planungsmanko gewesen. Kein Mensch würde so etwas machen, aber das sei in Klosterneuburg passiert. … Für die 17% Entlastung halte er  die von GR Dr. Schweeger-Exeli genannten  € 70 Mio. für realistischer als die € 45 Mio., weil diese präliminierten Kosten, die für diesen Tunnel in den Erstdebatten genannt wurden, absurd waren. …
STR Mag. Wimmer …
GR DI Hofbauer …
Vzbgm. KommR. Kaufmann …
GR Pröglhöf  möchte zuerst STR Mag. Wimmer bezüglich Begrünung der Lärmschutzwände, dass das die Grünen veranlasst hätten, antworten. Dieser möge sich zuerst das Naturschutzrechtliche Gutachten ansehen. Das sei alles geplant gewesen. DI Beitl als Landschaftspfleger habe einen Komplettauftrag für diese Begrünung bekommen und es sei wunderbar, dass das so stattfinde. Sie wäre auch einige Male bei DI Salat gewesen und sie habe Einiges für das Lothringer Viertel erreicht. Dieser wäre sehr kooperativ gewesen. Auf dem Mist der Grünen sei das somit nicht gewachsen. Jetzt bringe STR Mag. Wimmer eine Volksbefragung ein. Sie frage ihn, warum er das nicht schon vor Beginn des Umfahrungsbaus gemacht habe, wo er doch schon als Opposition im Gemeinderat gesessen sei und warum er damals nicht einen Initiativantrag gestellt habe, um eine Bürgerbefragung zu machen, ob die Bürger eine Umfahrung wollen – Ja oder Nein - wo er doch so gegen diese Umfahrung sei.

Auf Grund der entstehenden Zwiesprache zwischen STR Mag. Wimmer und GR Pröglhöf fordert der Vorsitzende GR Pröglhöf auf, zur Sache zu sprechen.

Weil GR Pröglhöf empfand, STR Mag. Wimmer hätte sie persönlich angegriffen, vertrete sie die Meinung, dazu etwas sagen zu dürfen. Er stelle zwar in seinem Antrag die Frage nach einer Volksbefragung, die er mittlerweile wieder umgeändert habe, aber die Frage, ob das dritte Teilstück realisiert werden solle, lege dem Bürger in den Mund, wenn man das erste und zweite Teilstück habe, das dritte Teilstück auch zu brauchen. Zum Tunnel sehe sie das etwas erdverbundener als ihr Kollege GR Dr. Schweeger-Exeli. Wenn sie in dem Resolutionsantrag als Begründung die Entlastungswirkung lese, dann frage sie sich, wo die ÖVP und die SPÖ die Fakten für die Begründung dieser Resolution hernehmen, dass der Tunnel die Verkehrsentlastung bringe. Er werde maximal den Stadtplatz und kleine Bereiche um den Stadtplatz herum nur kurzfristig eine Entlastung bringen. Denn aus dem Tullnerfeld, dem größten Entwicklungsgebiet in NÖ., wo sich laufend Firmen und auspendelnde Häuselbauer ansiedeln, werden diese in der Sekunde spitz bekommen, dass es eine schnelle Verbindung nach Wien gebe und diese wahrnehmen. Die Häuselbauer im Tullnerfeld müssen auspendeln und sich irgendwo einen Arbeitsplatz suchen. Der Verkehr aus dem Tullnerfeld werde nicht nur PKW-Verkehr, sondern vermehrt LKW-Verkehr sein, durch die Ansiedelungen, die LH Pröll plane. Daher werde für Klosterneuburg der Verkehr mehr werden. Es werde keine Entlastung, sondern eine Belastung werden, und zwar der Menschen im Kierling- und Hagental sowie im Martinsviertel, Sachsenviertel und Lothringer Viertel. Wer das so nicht sieht und davor die Augen verschließt, der leide unter Realitätsverlust. Durch diese Schleuse, die sich Richtung Wien öffnen werde – was mittlerweile auch schon ein Großteil der Bevölkerung erkannt hat – werde mehr Verkehr aus dem Tullnerfeld kommen. Sie rede mit relativ vielen Leuten und die Stimmung für den Bau eines Martinstunnels sei gar nicht positiv. Daher sei man für die Bürgerbefragung. Diese müsse nicht so übertrieben groß sein, wie sie STR Mag. Wimmer haben möchte, mit Europaparlament-Wahl. Sie schlägt vor, dem nächsten Amtsblatt ein Blatt beizulegen, wo man eine ganz einfache Frage stellt: „Brauchen wir Klosterneuburger  den Martinstunnel?“ Dann werde man warten, was die Leute darauf sagen. Sie habe das Gefühl, dass die Klosterneuburger gar nicht mehr gefragt werden sollen, was sie brauchen, weil man sich im Geiste in dieser überregionalen Verkehrsplanung befinde. Eine Umfahrung, die S 1 Mrd. gekostet habe, sei kein Geschenk – wenn schon, dann ein Danaergeschenk und da purzeln der Tunnel und die Brücke heraus. Wir seien als Gemeinde gar nicht mehr handlungsfähig. Das würde sie absolut so sehen und das sehen auch sehr viele Menschen so. Leider müsse sie sagen, dass sie als unabhängige Bürgerliste – da waren sie noch lange nicht im Gemeinderat vertreten – als einzige darauf aufmerksam gemacht haben. Man hätte auch eine einfache Anbindung ins Gewerbegebiet machen können. Sie frage sich, warum diese Eile des Resolutionsantrages. Es habe in der Babenbergerhalle eine Bürgerdiskussion gegeben, wo DI Zibuschka gesagt habe, zunächst die Umfahrung fertig zu bauen und dann schaue man zwei Jahre die Sache an. Wenn dann nach diesem Zeitraum die Gemeinde (die Bürger) an das Land wegen des Martinstunnels heran trete, dann werde man ihn bauen. Daher frage sie sich, wozu die Eile und nicht vorher die Bürger Klosterneuburgs befragen und nicht hinter dem Rücken der Bürger eine Resolution abschicken - oder sei das der Ausfluss dieser Umfahrung? Hier zitiere sie STR Mag. Wimmer, der im Kurier und in der NÖN gesagt habe: „Die Umfahrung ist ein Torso, daher brauche man den Martinstunnel.“

STR Mag. Wimmer dementiert, das so nicht gesagt zu haben. 

GR Pröglhöf vertritt die Meinung, der Gemeinderat wäre wohlberaten, eine Bürgerbefragung anzustreben. Der Bürger werde sich selbst Gedanken machen, ob die Umfahrung nicht das Einzige bleiben solle und der Tunnel nur eine Verkehrsentlastung bringen werde. Möglicherweise ginge die Befragung anders aus. 

GR Pröglhöf und STR Mag. Wimmer diskutieren wieder über die Bürgerbefragung und wann sie sinnvoller Weise gemacht werden sollte.

GR Dr. Hillbrand …
STR Hava …
GR Mag. Zach …
GR DI Hofbauer …
GR Dr. Schweeger-Exeli bemerkt, auf einige Äußerungen, die er nicht teilen könne, antworten zu wollen. GR DI Hofbauer habe Glaubenssätze produziert. Ein Glaubenssatz sei, dass sich sämtliche Umfahrungen bewährt hätten. Das klinge phantastisch, aber es stellt sich die Frage, nach welchen Kriterien sich das bewährt habe. Für die Altstädte habe sich das nicht bewährt. Es gebe dort nur mehr Ausfallsstraßen für die Einkaufszentren. Die € 45 Mio., die von Vzbgm. KommR. Kaufmann kolportiert werden, glaube er nicht. Sie widersprechen sämtlichen Aussagen, die er von anderen Stellen gehört habe – von Mitarbeitern des Verkehrsministeriums, von Sachbearbeitern der Arbeiterkammer und auch in einem Gespräch, das er mit DI Zibuschka geführt habe. Es werde der Betrag, den er genannt habe, mit ziemlicher Sicherheit erreicht werden und sei im Einklang mit den ersten Plänen. Größenordnungen und Finanzen werden nie eingehalten, weil man die Projektkosten, um es zu machen, möglichst niedrig ansetzt. Es gebe halt Überschreitungen, aber jetzt brauche man es. Zu STR Mag. Wimmer sei er nicht so unvorsichtig zu sagen, er hätte etwas gesagt, doch lese er vor, was im Kurier vom 15.2.2008 gestanden sei. „Den Tunnel hält aber auch Wimmer für unverzichtbar.“ Dazu könne er sagen, den Kurier im Nachhinein sorgfältig studiert zu haben, aber er habe keine Entgegnung oder presserechtliche Richtigstellung seit 15.2. finden können. Bei einer solchen Aussage könnte man Bernhard Ichner vom Kurier zur Verantwortung ziehen, weil das nicht gerade „ohne“ sei, wenn etwas behauptet werde, was möglicherweise gar nicht stimme, dass der grüne Stadtrat eigentlich für den Bau des Tunnels sei. Dass er sich in der Folge davon distanziere sei zwar verständlich, weil ihm sonst die Felle davon schwimmen, sei jedoch ein Zeichen einer Prinziphaltung, der er nicht besonders viel abgewinnen könne. Es wurde hier wiederholt gesagt, dass Planungen schon nach zwei Jahren obsolet seien. Die Planungen zu dem Tunnel seien schon weit älter. Damals war noch keine Rede davon, dass das Tullnerfeld zum Entwicklungsgebiet erklärt werde. Es war auch keine Rede vom Wienerwaldtunnel der Bundesbahn. Das sei eine vollkommen veränderte Situation. Diese Planungen können – auch wenn man nicht klüger geworden sei – als solche nicht akzeptiert werden. Ein wesentlicher Punkt sei auch, dass das Gesamtprojekt nicht bewilligt worden sei. Es gebe keinen Bewilligungsbescheid für ein Gesamtprojekt. Das Einzige, was es gebe, das diese beiden Projekte verbinde, sei ein Feststellungsbescheid des Landes NÖ an das Land NÖ., der das Nicht-Vorliegen einer UVP-Pflicht feststellt. Das ist aber kein bewilligtes Projekt. Und jetzt fragen ein paar naive Leute, warum DI Zibuschka, DI Kiener, DI Salat und DI Forkert hier nicht widersprochen hätten: Deshalb, weil es dort einen Feststellungsbescheid gebe. Dieser Feststellungsbescheid besage, dass keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden müsse. Wenn STR Hava behaupte, es werde umweltverträglich hergestellt, so gebe es jedenfalls keine Prüfungsmöglichkeit und kein Bürgerbeteiligungsverfahren, in dem das eingefordert werden könnte. Für ihn treffe zu, dass er tief zornig auf diese Vorgehensweise sei – nicht blutrünstig – wie GR Mag. Zach gesagt habe, aber es grause ihn schon manchmal. Die Ausreden von STR Mag. Wimmer auf GR Schmidt, der Jahre und Jahrzehnte engagiert gearbeitet habe, um gegen dieses Projekt anzukämpfen und ihn zu desavouieren, weise er zurück. Zu GR Dr. Hillbrand könne er nur sagen, er solle sich einen Hummer (panzerähnliches, großes Fahrzeug) kaufen oder wenn er Angst habe auf die Straße zu gehen, so solle er sich Begleitschutz besorgen. Obwohl im letzten Verkehrsausschuss Stillschweigen vereinbart worden sei, habe STR Hava sich erlaubt darüber zu sprechen. Es sei vollkommen absurd, zu einer Präsentation, die Anspruch habe, Bürgerbeteiligung zu simulieren – eine ähnliche Veranstaltung wie er am 18. Jänner des vorigen Jahres in der Babenbergerhalle erleben habe dürfen – könne er nur sagen, warum man eine Resolution vorher heraus gibt, wenn man die Bevölkerung für ein Verkehrskonzept interessieren wolle und über ein Verkehrskonzept mit der Bevölkerung sprechen möchte. Das sei absurd. Er fragt, warum das jetzt gemacht werde, wenn man in Kürze plane, eine solche Veranstaltung zu machen. Das habe jetzt in diesem Gemeinderat nichts zu suchen. Dieser Antrag sollte von der Tagesordnung abgesetzt werden. Er möchte auch noch ein kurzes Zitat vorlesen, wovon er nachher sage, von wem das sei: „Es gelte, eine politische Festlegung zu finden – ein politisches Ziel, was man eigentliche wolle. Es gehe insgesamt darum, Mobilität zu steuern. Wenn man heute schon viel von  Wertewelt gehört habe, dann sei eines, was ein wenig untergegangen sei und das ist Freiheit. Freiheit ist ein Wert in einer pluralistischen Gesellschaft, und die Freiheit ende bekanntlich an der Freiheit des Anderen. Nichts habe so viel mit der individuellen Freiheit zu tun als Mobilität. Die individuelle Mobilität ende auch an der individuellen Mobilität der Anderen und sie ende auch an dem Versuch, Lebenswelten, intakte Umwelten zu erhalten, am Schutz vor Lärm und Gestank. Er glaubt, dass vielleicht eines dieser Ziele am Ende dieses Tages sei, heraus zu bekommen, welches Verhältnis des individuellen Verkehrs zum öffentlichen Verkehr man eigentlich wolle. So viel öffentlichen Verkehr als nötig und so viel individuellen Verkehr als möglich.“ Wenn man glaubt, dass das von einem Grünen gesagt wurde, dann irre man. Es sei von Landeshauptmann-Stv. Wilfried Haslauer aus Salzburg in Alpbach 2004 gesagt worden. Es sollten sich auch die Kollegen von der ÖVP klar machen, was hier für den Weg in die verkehrte Richtung getan werde. Hier werde der Lärm, so viel wie möglich  individueller Verkehr und so wenig wie möglich öffentlicher Verkehr ermöglicht. Da müsse klar sein, dass das der falsche Weg, die falsche Richtig sei, die man einschlägt. In der Zeitung wurde angekündigt, dass die PUK eine geheime Abstimmung wolle. In der Zwischenzeit habe er anhand der Mauer, der Phalanx des Desinteresses gesehen – kein einziger ÖVP-Mandatar habe sich bisher zu diesem Thema zu Wort gemeldet –, dass eine geheime Abstimmung nicht sinnvoll sei.

Vzbgm. KommR. Kaufmann …
GR Dr. Schweeger-Exeli meint, es sollen auch jene Bürger, die in Kierling oder Gugging wohnen, ihre Mandatare, die für diese Resolution stimmen – so sie es tatsächlich tun – am Schlafittchen nehmen und es ihnen bei der nächsten Wahl hinein sagen. Diese sind die tatsächlichen überwiegenden Verlierer dieses Antrages. Sollte dieses Bauwerk wirklich errichtet werden, so sei die Lebensqualität in Kierling und Gugging sehr stark reduziert. Wenn die PUK es verhindern könnte, würde sie es tun, aber hier zähle nur, dass man in vorauseilendem Gehorsam das nö. Landesverkehrskonzept mit seinen Unabdingbarkeiten unterstütze, egal, ob das auf Kosten der Klosterneuburger BürgerInnen gehe. 

GR Dr. Wonka …
GR DI Hofbauer ….

STR DI Lebeth …
GR Pröglhöf betont, dass die Aussage GR Dr. Wonkas zu 100 % stimme. Die Frage, die er gestellt habe, was die Umfahrung bringe, möchte sie einfach damit beantworten, dass das eine Anbindung ans Gewerbegebiet gratis, Lärmschutzwände gratis und gratis ein Hochwasserschutz, den man auch anders auf die Beine hätte stellen können, seien, dafür aber eine Öffnung für den Verkehrsstrom aus dem Tullnerfeld, der  - wenn sie das Florianiprinzip anwende – über eine Donaubrücke in Traismauer geführt werden könnte. Auch habe man eine Umfahrung von Tulln. Man müsste nicht unbedingt aus dem Tullnerfeld die nächstmögliche Gelegenheit nehmen, damit die Autos bei uns durchfahren. Die Autoströme könnten sich verteilen. Das Tullnerfeld sei das höchst motorisierte Gebiet in ganz NÖ. Hier kommen 2,8 Autos auf eine Familie. Man müsse sich das einmal vorstellen – und die kommen bei uns vorbei. Das ist die Frage. Sie gebe STR DI Lebeth vollkommen Recht, dass es auch eine Entlastung für das Gemeindegebiet bedürfe. Es sei aber nicht mehr der hausgemachte Verkehr allein, sondern es sei ein zusätzlicher Verkehr, der herein komme. Das hätte aber einer anderen Überlegung bedurft. Schließlich habe man die Umfahrung und es werde möglicherweise auch der Tunnel drohen und auch die Brücke. Statement von St. Andräern: „Bei uns wird die Brücke nicht gebaut.“ Nur die Klosterneuburger seien so blöd und lassen sie durchfahren. 

GR Holzweber …
STR Ing. Loicht …
STR Mag. Honeder … 

GR Mag. Zach … 

Abstimmung über den Gegenantrag von GR Dr. Schweeger-Exeli: 
Zur Feststellung, in welchem Ausmaß BürgerInnen, die in räumlicher Nähe zur Landesstraße B14 wohnen, den weiteren Ausbau dieser Straße durch die Errichtung eines Tunnels („Martinstunnel“) zwischen B14-Kierlingerstraße Höhe Elisabethgasse/Küffnergasse bis zur im Bau befindlichen Umfahrungsstraße Höhe St. Martin/Waisenhaus befürworten, ist eine BürgerInnenbefragung vorzunehmen. 

Konkret befragt werden sollen die Bewohner besonders betroffener Gebiete, das sind:

· Hagen- und Kierlingtal bis zum geplanten Tunnelportal zwischen Elisabethgasse und Küffnergasse

· Martinsviertel Au-seits (östlich Martinstraße) zwischen Kierlinger Bahnhof und Waisenhaus sowie 

· Lothringer- und Sachsenviertel.

Gleichzeitig ist der Resolutionsantrag bis auf weiteres zu sistieren.

Abstimmungsergebnis: Der Gegenantrag wird mit 34 Gegenstimmen (ÖVP, SPÖ, FPÖ, GR Vitovec, GR DI Hofbauer, STR Enzmann, GR Feistauer, STR Mag. Wimmer, GR Mag. Zach) und 1 Enthaltung (GR Dr. Wonka) mit Mehrheit abgelehnt.
Abstimmung über den Gegenantrag von STR Mag. Wimmer:

Durchführung einer Volksbefragung, ob der Klosterneuburger Gemeinderat eine Resolution an das Land NÖ. über den Bau des Martinstunnels bei der Europawahl 2009 beantragen soll.

Abstimmungsergebnis: Der Gegenantrag wird mit 28 Gegenstimmen (ÖVP, SPÖ, GR Vitovec, GR DI Hofbauer) und 2 Enthaltungen (PUK) mit Mehrheit abgelehnt.

Abstimmung über den Gegenantrag von GR DI Hofbauer:
den im Bau befindlichen Teil (LH 118, Bereich Weisenhaus der Stadt Wien) begonnen wird, wenn es als erwiesen anzusehen ist, dass die Martinstunnel-Variante tatsächlich nach dem letzten Stand der technischen Wissenschaft und der Umweltwissenschaft tatsächlich die beste Lösung darstellt. 

Abstimmungsergebnis: Der Antrag wird mit 34 Gegenstimmen (ÖVP, FPÖ, PUK, STR Hava, GR Holzweber, GR Kickmaier, STR Ing. Loicht, GR Müller, GR Wieshaider, GR Vitovec, STR Enzmann, GR Feistauer, STR Mag. Wimmer, GR Mag. Zach) und 1 Enthaltung (GR Dr. Wonka) mit Mehrheit abgelehnt.

Abstimmungsergebnis über TOP I/55): Der Antrag wird mit 9 Gegenstimmen (FPÖ, Die Grünen, PUK) und 1 Enthaltung (GR DI Hofbauer) mit Mehrheit angenommen.

